
Wege der ärztlichen 
Versorgung für Pati­
enten mit Intelli­
genzminderung
Praxis und Perspektive – Eine 
ärztliche Fortbildung in der Säch­
sischen Landesärztekammer am  
7. März 2015

Mit der Ratifizierung der UN-Behin-
dertenrechtskonvention (UN General 
Assembly, 2006) in Deutschland 
2009 wird auch Patienten mit Intelli-
genzminderung der barrierefreie 
Zugang zu allen Gesundheitsleistun-
gen zugesichert. Personen mit einer 
Intelligenzminderung nach ICD-10 
(DIMDI, Hrsg., 2014) weisen dauer-
haft eine weitreichende Minderung 
des Niveaus der kognitiven Fähigkei-
ten und der sozialen Kompetenz auf 
und sind in unterschiedlichem Aus-
maß auf Hilfen in allen Lebensberei-
chen angewiesen. Bekannt ist, dass 
das Risiko unterdiagnostizierter Er
krankungen und psychiatrischer Stö-
rungen erhöht ist (Koch et al., 2014).

Mit Blick auf Sachsen wird im 5. 
Bericht zur Lage von Menschen mit 
Behinderungen in Sachsen (Sächsi-
sches Staatsministerium für Soziales 
und Verbraucherschutz, Hrsg., 2014) 
im Kapitel medizinische Versorgung 
auf die Notwendigkeit des Ausbaus 
von Leistungsangeboten nach SGB V 
hingewiesen.
Im Sinne der aktiven Gestaltung der 
ärztlichen Praxis im Umgang mit die-
ser spezifischen Zielgruppe möchte 
die Tagung „Wege der ärztlichen 
Versorgung für Patienten mit Intelli-
genzminderung – Praxis und Pers-
pektive“ am 7. März 2015 an der 
Sächsischen Landesärztekammer in 
Dresden dazu beitragen, dass Erfah-
rungen und neue Erkenntnisse, die 
punktuell in haus- und fachärztli-
chen Praxen und an größeren Be
handlungszentren vorliegen, breiter 
zugänglich gemacht werden. 
Alle hausärztlich tätigen Kollegen 
kennen Familien mit Angehörigen 
mit Intelligenzminderung in Verbin-
dung mit weiteren Gesundheitsstö-
rungen. Zudem sammeln einzelne 
Praxisstandorte durch ihre Lage in 

der räumlichen Nähe zu Wohnstät-
ten der Behindertenhilfe oder durch 
persönliches Engagement Erfahrung 
im Umgang mit der Zielgruppe, 
sodass in Sachsen lokal bereits aus-
gewiesene Expertise vorliegt. Für 
diese sehr spezifische und vor allem 
zeitaufwändige Patientengruppe 
sind bisher allerdings weder stationär 
noch ambulant Vergütungsoptionen, 
die den Mehraufwand abbilden, vor-
gesehen. 
Der erhöhte Zeitaufwand belastbarer 
Untersuchungs- und Behandlungser-
gebnisse wird durch die Notwendig-
keit zusätzlicher fremdanamnesti-
scher Angaben durch Begleitperso-
nen, die Einbeziehung gesetzlicher 
Betreuer und die verlangsamte Ein-
stellfähigkeit der Patienten auf die 
Untersuchungs- oder Behandlungssi-
tuation bedingt. Das Setting überfor-
dert häufig zusätzlich durch Wartesi-
tuationen und Mangel an vereinfach-
tem Aufklärungsmaterial. Die Patien-
ten erfahren bei unausweichlichem 
Diagnostik- oder Behandlungsbedarf 
erfahrungsgemäß mehr grenzset-
zende Handlungen zur Sicherstellung 
der notwendigen Prozeduren. 
Bei der Suche nach Referenten für 
ein Thema, das bisher als Nischen
thema betrachtet werden muss, in 
Verbindung mit dem Wunsch, vor-
rangig in Sachsen verortete Kollegen 
anzufragen, ist der Schwerpunkt der 
geplanten Vorträge im Bereich der 
ambulanten Versorgung angesiedelt. 
Der erste und allgemeine Teil der 
Tagung führt in den aktuellen Ar
beitsstand der medizinischen Versor-
gung von Patienten mit Intelligenz-
minderung aus medizinischer Sicht 
ein und gibt einen Einblick in die 
Perspektive der Behindertenhilfe als 
Vertreter der Betroffenen. Auf dem 
Weg zu Lösungsansätzen werden 
Chancen zur Transition ins Erwachse-
nenalter aus den Erfahrungen der 
multidisziplinären Versorgung von 
Kindern und Jugendlichen mit Ent-
wicklungsstörungen an Sozialpädiat-
rischen Zentren aufgezeigt. Die Vor-
stellung eines ambitionierten Modell
projekts zur spezifischen ambulanten 
Versorgung der Zielgruppe in Ham-
burg wird mit dem bis dahin erreich-
ten Projektstand den ersten Teil 
abschließen.

Im zweiten Teil werden praxisrele-
vante Teilaspekte geistiger Entwick-
lungsstörungen vorgestellt. Bei ins-
gesamt sehr knapper Datenlage zu 
Gesundheitsproblemen in Verbin-
dung mit geistiger Behinderung wer-
den zunächst epidemiologische 
Daten zur Prävalenz psychiatrischer 
Erkrankungen vorgestellt. Der Ein-
fluss deutlich effizienterer Untersu-
chungsmethoden im Fachgebiet 
Humangenetik führt heute zu deut-
lich höheren Aufklärungsraten der 
Ursachen einer geistigen Entwick-
lungsstörung, was besonders dann 
relevant ist, wenn die Behandlungs-
planung durch die Ergebnisse der 
humangenetischen Untersuchung 
beeinflusst wird. Eine besondere 
Herausforderung stellen bei erhöh-
tem Risiko für Epilepsie die Diagnos-
tik und Behandlung von anfallsarti-
gen Störungen bei Patienten mit 
Intelligenzminderung dar. Am Bei-
spiel von Patienten mit Intelligenz-
minderung in Verbindung mit Autis-
musspektrumstörung werden Mög-
lichkeiten zur Prävention von Ge
sundheitsstörungen aufgezeigt und 
Rahmenbedingungen geschildert, die 
den Umgang mit der Personen-
gruppe im Erkrankungsfall erleich-
tert.
Der gesellige Ausklang zielt auf die 
Vernetzung bestehender Expertise 
auf kollegialer Ebene verbunden mit 
dem Wusch der Autorin, dass in 
Sachsen eine Initiative zur aktiven 
Gestaltung der Versorgungsbedin-
gungen für Patienten mit Intelligenz-
minderung im Gesundheitswesen 
entsteht und an bereits bestehende 
Strukturen angegliederte und lokal 
passende Angebote entwickelt wer-
den können, die den Patienten und 
auch den Behandlern gerecht wer-
den.

Auskunft/Anmeldung zur Fortbildung: 
Sächsische Landesärztekammer, 
Referat Fortbildung, Frau A. Böhm, 
Tel.: 0351 8267 329,
fortbildung@slaek.de
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Intelligenzminderung nach ICD-10:
F70 Leichte Intelligenzminderung: 
IQ 50-69, Altersäquivalent 9 bis unter 12 Jahre
F71 Mittelgradige Intelligenzminderung: 
IQ 35-49, Altersäquivalent 6 bis unter 9 Jahre
F72 Schwere Intelligenzminderung: 
IQ 20-34, Altersäquivalent 3 bis unter 6 Jahre
F73 Schwerste Intelligenzminderung: 
IQ unter 20, Altersäquivalent unter 3 Jahre
Das Ausmaß der Verhaltensbeeinträchtigung wird mit der vierten Stelle 
kodiert:
F7x.0 keine oder geringfügige Verhaltensstörung
F7x.1 deutliche Verhaltensstörung, die Beobachtung oder Behandlung 
erfordert
F7x.8 sonstige Verhaltensstörung
F7x.9 nicht näher bezeichnete Verhaltensstörung

Traumaambulanzen
Psychotherapeutische Akutver­
sorgung von Gewaltopfern in 
Sachsen – ein neuartiger Vertrag 
regelt die Versorgung in Trauma­
amabulanzen

Jährlich erleben laut polizeilicher Kri-
minalstatistik etwa 10.000 Sachsen 
gewaltsame Übergriffe – etwa 900 
davon sind schwer. Während die kör-
perlichen Verletzungen im besten 
Fall unkompliziert verheilen, bleibt 
bei den meisten Betroffenen eine 
seelische Erschütterung. Glücklicher-
weise verklingt bei einem Großteil 
diese seelische Erschütterung nach 
einiger Zeit. Doch bei jenen Betroffe-
nen einer Gewalttat, bei denen psy-
chische Folgesymptome bestehen 
bleiben, sind diese oft besonders 
stark ausgeprägt. Hier ist eine 
schnelle und qualifizierte Unterstüt-
zung dringend erforderlich. 
Da aber die Wartezeit für einen The-
rapieplatz aufgrund bestehender 
Versorgungslücken gegenwärtig noch 
mehrere Monate bis hin zu einem 
halben Jahr beträgt und die Ange-
bote für Betroffene oft in weiter 
räumlicher Entfernung vorgehalten 
werden, muss dringend ein dichteres 
Versorgungsnetzwerk entstehen.
Als bedeutsame Knotenpunkte die-
ses Versorgungsnetzwerks werden 
neu zu gründende oder zu erwei-
ternde bestehende Traumaambulan-
zen nach dem Opferentschädigungs-
gesetz (OEG) gesehen. Diese stehen 

für ein umgehendes spezialtherapeu-
tisches Reagieren auf seelische Ge
waltfolgen und können damit die 
Ausprägung von bleibenden psychi-
schen Schäden deutlich reduzieren. 

Opferentschädigungsgesetz (OEG)
Das Opferentschädigungsgesetz trägt 
den Leitgedanken „Wenn es der 
staatlichen Gemeinschaft trotz ihrer 
Anstrengungen zur Verbrechensver-
hütung nicht gelingt, Gewalttaten 
völlig zu verhindern, so muss sie für 
die Opfer dieser Straftaten einste-
hen“ und regelt somit die Entschädi-
gung der Opfer. Auf seiner Basis 
wurde ein Mustervertrag zwischen 

dem Sächsischen Staatsministerium 
für Soziales und Verbraucherschutz, 
dem Kommunalen Sozialverband 
Sachsen und einer Modelleinrichtung 
des Universitätsklinikums Dresden 
geschlossen. Er regelt die Kosten-
übernahme und die Qualitätsanfor-
derungen für eine spezialpsychothe-
rapeutische Erstversorgung von Ge
waltopfern in einer Traumaambulanz.

Beratungstermin innerhalb einer 
Woche
Betroffene von Gewaltdelikten erhal-
ten innerhalb einer Woche nach 
Kontaktaufnahme einen Gesprächs-
termin in der Traumaambulanz. 

Abb. 1: Leistungen für Gewaltopfer nach OEG in der Traumaambulanz




